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Neues republikanisches Blatt.
Herausgegeben von Escher und Ufteri.

Band! N. xxxi.

G e s e z g e b u n g.

Grosser Rath, 17. Januar. ^

(Fortsetzung.)
Wortsctzung des Gutachtens über das Weidrecht.)

Vierter Abschnitt.
Nufhebungsart des gegenseitigen Weidrechts.

§ 6. Wenn die Güterbesitzer einer Gemeinde,
»der überhaupt einer Gesellschaft von Grundeigenthds
mern, von wegen ihrer Grundstücke, und im Ver-
hálrnisse ihres Grundeigemhums ein gegenseitiges
Weidrecht auf denselben ausüben, so ist jeder Eigens
thümer für sich insbesondere befugt, sein Grundsiük
dem allgemeinen Weibrecht ohne Abkauf zu ents
ziehen.

7. Derjenige, der auf diese Weise sein Grunds
stur von der Gemeindweidigkeit befreit, ist aber
schuldig, dagegen das, nach Maaßgabe des auf
diese Weise der Weiddiensibarkeit entzogene» Grunds
stüks, besessene Weidrccht aufzugeben.

Vierter Abschnitt.
Zoskâuf.iclîkîît des Weidrechts auf Drittmanns Eis

genthum.
ê 8. Alle Weidrechte, welche von ganzen Ges

meinden oder einzelnen Bürgern auf dem Eiaemhume
dritter Personen ausgeübt werden, sind abkäuflich,
ft bald der Besitzer des dienstbaren Guts dieselben abs
zukaufen verlangt.

y. Wenn das Weidrecht auf dem Grundeigcns
thume m 'hrerer Bürger zugleich haftet, so ist jeder
dieser Eigenthümer für sich insbesonders berechtigt,
diese Dienstbarkeit von seinem Grundstücke abzus
kaufen.

Fünfter Abschni'kt.
Form der Loskausung.

§ io. Wenn der Besitzer eines dem Weidrechte
unterworfenen E rundstüks, diese Dienstbarkeit abkam
fm will, so sott er vor allem aus, sich über die

Bern, 27. Januar iWv. (7. Pluviôse VIII.)

koskaufssumme mit den Besitzern des Weidrechts zu
vergleichen suchen.

11. Er ist in dieser Absicht verpflichtet, ihnen
eine bestimmte Summe als Loskaufspreis anzubieten.

12. Wenn dieser Antrag innerhalb vierzehn
Tagen nicht beantwortet, oder während dieser Frist
geradezu verworfen wird, oder wenn Gegenvoe«
schlage erfolgen, die derjenige, der loskaufen will,
nicht annehmen zu konncn glaubt, so soll d.e Loss
kaufssumme gerichtlich und durch Scha nrng auf dio
hienach beschriebene Weise bestimmt werden.

Sechster Abschnitt.
Von der Erwählung der Schützer und den Schas

tzungen.
§ IZ. Auf Begehren desjenigen, der eine Weids

dienstbarkeit abkaufen will, soll das Gericht desjes
uigen Distrikts, in welchem das dienstfällige Gut,
oder der größte Theil desselben gelegen ist, den Pars
cheien neun unparcheiische, unverwandte, sachkuns
dige Manner zu Schätzern vorschlagen.

14. Diejenigen Disiriktsrichtcr, die selbst jbei
der Sache mteressirt, oder der einen und andern
Parthei verwandt wären, können an diesem Vors
schlag keinen Theil nehmen, sondern treten ab.

iZ. Von den neun Vorgeschlagenen sollen zuerst
der oder die Besitzer des Weidrechts drei, und nachs
her der Eigenthümer des dienstpflichtigen Guts drei
verwerfen, und dem Disiriktsgcricht diese Verwer-
fung schriftlich anzeigen.

16. Jede Parchri ist schuldig, dieses innerhalb
einer Frist von drei Tagen'von der Bekanntmachung
des Vorschlags an, zu thun.

17. Die drei, nach der beidseitigen Verwerfung '

übrig bleibenden Bürger, sind die Schätzer.
18. Das Disiriktsgericht schikt denselben einen

schriftliche» Befehl zu, welcher 1) den zu schätzende»
Gegenstand deutlich bestimmt; 2) den Auftrag an die
Schätzer enthält, die Schätzung derselben vorznnehs
men, und Z) einen den Umständen angemessenen,
möglichst kurzen Termin festftzt, innerhalb weichen»
die Schätzung von ihnen beendigt werden soll.

iy. Der älteste unter den drei Schätzern ist ih?
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Obmann. Er entscheidet, wenn sich die beiden an-
dem über die Schätzung nicht vergleichen können.

20. Die Schätzer sind schuldig, sogleich nach
beendigter Schätzung, l dieselbe dem Distriktsgericht
schriftlich und von allen drei Schätzern unke: schrie-
ben, einzugeben

21. Das Distriktsgericht soll die Schätzung den
Partheien sogleich schriftlich eröffnen.

22. Die Partheien sind schuldig, innerhalb einer
Frist von L Tagen von der geschehenen Eröffnung
an, zu erklaren: ob sie die ergangcne Schätzung an-
genommen oder nicht?

2g. Ihr Stillschweigen soll rmtsiederruflich als
Annahme derselben angesehen werden.

24. Wenn die eine der beiden Partheien, oder
beide zugleich diese Schauung'ausschlagen, so soll
das Distriktsgericht, auf die oben vorgeschriebene
Weise, êine zweite Schätzung veranstalten.

2Z. Wenn sich die eine der beiden Partheicn,
oder beide zugleich auch an dieser zweiten Schätzung
nicht begnügen, so sollen, auf die oben bestimmte
Weise, andere Schätzer verordnet, und eine dritte
und lezte Schätzung vorgenommen werden

26. Diejenigen Bürger, die bereits einmal zu

Schätzern gewählt worden stud, können zu den nach-
folgenden Schätzungen nicht wieder vorgeschlagen
werden.

Siebenter Abschnitt.
Vorschriften über die Schatzungsart.

§ 27. Die Schätzer sind schuldig, den mittlern
Iahresertrag des abzukaufenden Wcidrechts nach
bestem Wissen und Gewissen zu schätzen, und den-
selben in Geld anzuschlagen.

Wenn bas Weidrecht nicht alle Jahre,
fondern blos alle zwei oder drei Jahre, oder auch
nach längern Zwischenräumen ausgeübt werden konnte,
-0 setzen die Schätzer, der Schätzung des Jahresertrags
die bestimmte Anzeige dieses Zeitwechscls bei, unter
welchem das Weidrecht statt fand.

29. Wenn im Laufe mehrerer Jahre wechselsweise
eine ungleiche Ausübungsart des Wcidrechts statt
finden sollte, so schätzen die Schätzer den mittlern
Zahrsertrag einer jeden dieser verschiedenen Bêllutzrmgsf
arten, und bemerken bei der Schätzung zugwich die

gewöhnliche Kehrzeit, in welcher diese verschiedenen

Benutzungsarten des Weiörechts unrer sich abwech-
selten.

(Die Fortsetzung folgt.)

Nechtfevtiqungsschvift des Bürger Philipp Serretan
' an die geftzgebenden Rathe der einen und

unttzeiibarcn Republik.

Bürger Gefezgeber!
Den ?ten dieses Monats, hat Euch Eure ve

einigte Commission der beiden Räche, eine Anklage
eingegeben, welche hauptsächlich die'Bürger Labarpe,
Oberlin und Sekretan, Mitglieder des Vollzichnngs-
Direktoriums betrifft; durch diese Anklage werden
sie beschuldigt, unfähig in Ausübung ihrer Verrich.
tungen zu seyn, falsche, revolutionäre Maßnahmen
ge vmnien zu haben, und besonders gegen die Sttii-
venreiung der Nation in eine Verschwörung emgt!
treten zu seyn.

Zu Unterstützung dieser Anklage wurden verschie-
dene Akten vorgelegt, nämlich die Abschrift einer
Erklärung des General-Sekretärs Mousson, enchai-
tend die Umständlichkeiten einer vertraulichen Unter-
revung zwischen dem Bürger Laharpe und ihm; die
Abschriften von drei Briefen, welche den Briefwech-
sel begreifen, der zwischen diesen zwei Bürgern unwit-
reibar nach dieser Unterredung statt harte, die Ab-
schuft eines weitläuftigen Antrags, welchen der B.
Laharpe dem Vollziehungs - Direktorium vorlegte,
nebst denjenigen der Akten, welche in diesem Antrag
angeführt sind.

Ich bin es mir schuldig, dasjenige von dieser
Anklage zu beantworten, was meine Person angeht;
ich werde bei demjenigen anfangen, was auf die

Anklage einer Verschwörung Bezug hat.
Den yten Christmonat lezthin, als das Vollste-

Hungs-Direkksrium gewöhnliche Sitzung hatte, erhielt
der B. Laharpe das Wort, und verlas einen der
Abschrift gleichlautenden Antrag, die vorgelegt wurde.
Er legte hierauf diesen Antrag auf den Canzleitisch,
indem er uns zugleich anzeigte, daß er von seiner

Hand geschrieben, und von ihm unterzeichnet sey.
Der Präsident sezte diesen Antrag in Berathung;

er benachrichtigte uns, daß er vor der Sitzung
schon Kenntniß davon gehabt habe, und ermähnte
uns denselben mit Ruhe zu untersuchen.

Da dieser Autrag weitläufig war, und ve'schift
dene Theile enthielt, so wurden davon eigentlich n»r
folgende 2 Punkten berathen. Soll man die Verra-
gung der geftzgebenden Räthe dem 64WU Artikel der

helvetischen Constitution gemäß, verlangen? Soll
man die Gewährleistung der fränkischen Republik i»

Kraft des zzten Artikels des Allianztraktats, den

wir mit dieser Macht abgeschlossen haben, zu HM
rufen? Ich wurde zweimal aufgefordert, meine Meü
nung über diesen Gegenstand zu äusser».

Das Erstemal uutcrsiüzte ich den von dem?>
Laharpe vorgelegten Antrag, indem ich mir vorbs

hielt, einige Abänderungen davon vorzuschlagen,
wenn der Grundsaz angenommen wäre.

Das Zweitemal schlug ich vor, diesen Anlttj
auf zwei Tage zu vertagen, um während dieser
schenzeit solchen ins Reine abzuschreiben, circuM"
machen, und mit Aufmerksamkeit untersuchen zu D
neu. Ich begehrte ferners, daß über diesen A-ürG
das genauste Stillschweigen gehalten würde, ft ^
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